
 

Kleine Anfrage 

Lisa Deißler (Freie Demokraten) vom 05.04.2022 

Impfungen im Bereich Justizvollzug 

und  

Antwort  

Ministerin der Justiz 
 

 

 

Vorbemerkung Fragesteller: 

Im Justizvollzug kann sich das Corona-Virus unter Gefangenen, aber auch unter Personal ausbreiten, da auf 
engem Raum Kontakte von Menschen erfolgen. Ausbrüche müssen daher möglichst vermieden werden, 
sodass Impfungen der Gefangenen und auch des Personals eine wichtige Rolle bei der Bekämpfung des 
Pandemiegeschehens einnehmen. 
 

Vorbemerkung Ministerin der Justiz: 
Die Impfungen im hessischen Justizvollzug waren und sind ein wichtiger Schritt für die Sicherheit 
unseres Landes. Die Justizvollzugsanstalten haben eine herausragende Bedeutung für die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Die Gesellschaft wird mit Hilfe der Jus-
tizvollzugsanstalten vor schwersten Straftäterinnen und Straftätern geschützt, zeitgleich werden 
die Inhaftierten dort auf ein straffreies Leben nach der Haft vorbereitet. Auf der anderen Seite 
sind die Justizvollzugsanstalten als geschlossene Einheiten besonders anfällig für die Ausbreitung 
eines Virus und bedürfen deshalb auch eines besonderen Schutzes.  
 
Für den hessischen Justizvollzug wurde daher eine eigene Impfinfrastruktur aufgebaut. Dies hat 
fantastisch funktioniert. So konnte sichergestellt werden, dass die Bediensteten schnell und effi-
zient mit minimalem Zeitaufwand geimpft werden. Gleichzeitig wurden die öffentlichen Impfzen-
tren entlastet. Die derzeitige Impfquote von über 90 % bei den Bediensteten spricht für sich. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
 
Frage 1. Wie viele Justizvollzugsbeamtinnen und –beamte sind dreifach geimpft? 
 
Frage 2. Wie viele Justizvollzugsbeamtinnen und –beamte sind zweifach geimpft? 
 
Die Fragen 1 und 2 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

Erfasst wurden insoweit nach § 36 IfSG Impfungen von Bediensteten, auch wenn sie außerhalb 
der Justizvollzugsanstalten vorgenommen wurden. Zum Stichtag 5. April 2022 waren 2.169 Be-
dienstete als dreifach geimpft erfasst (davon 83 Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter der steep GmbH als 
privater Betreiber in der JVA Hünfeld) und 480 Bedienstete als zweifach geimpft (davon vier 
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter der steep GmbH als privater Betreiber in der JVA Hünfeld).  
 
Die Angaben schließen die in den Justizvollzugsanstalten tätigen Tarifbeschäftigten mit ein. 
 
 
Frage 3. Welche Auswirkungen hat diese Impfquote aus Sicht der Landesregierung auf die Arbeit inner-

halb des Justizvollzuges (z. B. etwaige Personalengpässe)? 
 
Die sehr hohe Impfquote bei den Bediensteten hat bislang maßgeblich dazu beigetragen, den Be-
trieb der Justizvollzugsanstalten stabil aufrechtzuerhalten und insbesondere Personalausfälle in 
beherrschbaren Größenordnungen zu halten. Soweit den Bediensteten Impfungen innerhalb der 
Justizvollzugsbehörden angeboten wurden, wurde dies überdies als besondere Wertschätzung sei-
tens des Dienstherrn bzw. Arbeitgebers wahrgenommen. 
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Frage 4. Welche Maßnahmen werden von der Landesregierung ergriffen, um die Impfquote im Bereich 
der Justizvollzugsbeamten weiter zu steigern? 

 
Die Quote bei den Bediensteten des hessischen Justizvollzuges mit vollem Impfschutz lag mit 
Stand 5. April 2022 – bei Abzug der nicht erreichbaren Personen, deren Status nicht ermittelt 
werden konnte (Urlaub, Krankheit, etc.) – mit über 90 % weit über Bundesdurchschnitt. Dieser 
Wert resultiert u.a. aus den zahlreichen Impfaktionen des hessischen Justizvollzugs, die in Ab-
stimmung mit den Gesundheitsämtern durchgeführt wurden. Hierfür wird in den Justizvollzugs-
einrichtungen regelmäßig und intensiv mit Plakaten, per elektronischer Mail, über die Mitarbei-
ter-Info-Pools in den Justizvollzugsanstalten, durch persönliche Informationsgespräche (um etwa-
ige Ängste zu nehmen und Falschinformationen entgegenzuwirken) usw. geworben. Die Bediens-
teten werden auch vielfach auf regionale Impfangebote (außerhalb des Justizvollzuges) hingewie-
sen und über die Sinnhaftigkeit/Notwendigkeit der Impfungen aufgeklärt. Sofern dienstlich mög-
lich, können Bedienstete mitunter auch während der Arbeitszeit und unter Verwendung der zur 
Verfügung stehenden Dienstkraftfahrzeuge externe Impfangebote wahrnehmen. 
 
 
Frage 5. Wie viele Justizvollzugsbeamtinnen und –beamte waren von Quarantänemaßnahmen betroffen, 

nachdem es bereits ein Impfangebot für diese gab? 
 
Frage 6. Wie viele Justizvollzugsbeamtinnen und –beamte konnten aufgrund einer Corona-Infektion ihrer 

Tätigkeit nicht nachgehen, nachdem es bereits ein Impfangebot für diese gab? 
 
Frage 7. Wie viele von den in Frage 5 und 6 genannten Personen waren ungeimpft? 
 
Die Fragen 5. bis 7. werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

Ein Impfangebot in den Justizvollzugsbehörden wurde zunächst Bediensteten des Medizinischen 
Personals ab dem 27./28. Februar 2021 und für alle anderen Bedienstetengruppen ab dem 1. März 
2021 gemacht. Eine Erfassung der durch die Impfzentren in den Justizvollzugsanstalten geimpften 
Bediensteten erfolgte ab dem 15. März 2021.  
 
Zwischen dem 15. März 2021 und dem 5. April 2022 haben sich nachweislich 540 Bedienstete 
des hessischen Justizvollzugs an Corona infiziert und konnten daher ihrer Tätigkeit zeitweise nicht 
nachgehen. Diese Bediensteten unterlagen einer Absonderung i. S. v. § 30 IfSG. Weitere 137 
Bedienstete aller Fachrichtungen wurden seit dem 15. März 2021 bis zum Stichtag 5. April 2022 
durch ein Gesundheitsamt als Kontaktpersonen mit einer Absonderungsanordnung i. S. v. § 30 
IfSG belegt.  
 
Statistische Daten dazu, wie viele der vorgenannten Personen ungeimpft waren, wurden nicht 
erhoben und sind daher nicht verfügbar. 
 
 
Frage 8. Wie viel Prozent der Gefangenen in hessischen Justizvollzugsanstalten sind zum heutigen Tag 

zweifach geimpft? 
 
Frage 9. Wie viel Prozent der Gefangenen in hessischen Justizvollzugsanstalten sind zum heutigen Tag 

dreifach geimpft? 
 
Die Fragen 8. und 9. werden aufgrund ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 

Anders als bei Bediensteten ist bei Gefangenen eine Rechtsgrundlage für eine generelle Erfassung 
des Impfstatus wie in § 36 Abs. 3 IfSG nicht gegeben; entsprechend werden diese Daten, die der 
ärztlichen Schweigepflicht unterliegen, nicht für alle Gefangenen erhoben. Erhoben werden je-
doch die Zahl der in den Justizvollzugsanstalten an Gefangene verabreichten Impfungen. Diese 
beliefen sich zum Stichtag 5. April 2022 auf 3.648 verabreichte Zweitimpfungen und 1.741 ver-
abreichte Drittimpfungen. Angesichts der Fluktuation der Gefangenen können hieraus jedoch 
keine Impfquoten abgeleitet werden, da Gefangene, denen vor dem Stichtag entsprechende Imp-
fungen verabreicht wurden, bis zum Stichtag die Justizvollzugsanstalt wieder verlassen haben 
können. 
 
 
Frage 10. Was tut die Landesregierung, um die Impfquote auch im Bereich der Gefangenen weiter zu 

steigern? 
 
Die Justizvollzugsanstalten sind aufgrund ihrer besonderen infektiologischen Sensibilität mit einer 
ständigen Fluktuation unter den Gefangenen angehalten, im Rahmen der Zugangsuntersuchungen 
alle Neuzugänge auch hinsichtlich des Impfstatus bezüglich der SARS-CoV-2-Schutzimpfung zu 
befragen und bei fehlendem oder nicht vollständigem Impfschutz und bestehender Impfwilligkeit 
entsprechend zu impfen bzw. dafür eingehend zu werben. Ergänzend wurden den Justizvollzugs-
anstalten im Zuge der hessenweiten Impfkampagne Plakate und Aushänge zur Verfügung gestellt, 
um die Impfbereitschaft der Gefangenen und Untergebrachten zu fördern und Aufklärungsarbeit 
zu leisten. 
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Die besondere Bedeutung und Notwendigkeit der Durchführung von Schutzimpfungen wird dar-
über hinaus weiterhin regelmäßig seitens des Ministeriums der Justiz in Dienstbesprechungen 
vermittelt und thematisiert.  
 
 
Wiesbaden, 16. Mai 2022 

Eva Kühne-Hörmann 


